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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10-45  

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Hellersdorf
Vom 23. Juni 2020

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I 
S.  587) geändert worden ist, in Verbindung mit §  6 Absatz  3 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2017 (GVBl. 
S. 664) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin: 

§ 1
Der Bebauungsplan 10-45 vom 28. Januar 2019 mit 1. Deckblatt 

vom 20. Juni 2019 und 2. Deckblatt vom 1. November 2019 für 
eine Teilfläche zwischen Havelländer Ring, Kastanienallee, Wege-
verbindung zwischen Kastanienallee und Beerenpfuhlgraben, 
Beerenpfuhlgraben, Cottbusser Straße und Alte Hellersdorfer Stra-
ße sowie nördlicher Grenze der Kleingartenanlage „Alt Hellers-
dorf“ im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Hellersdorf, wird 
festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen 
werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin schrift-
lich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Verletzun-
gen oder Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und 
gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Juni 2020

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

Dagmar  P o h l e
Bezirksbürgermeisterin und Leiterin der Abteilung 
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Verordnung
 über die Erhaltung der städtebaulichen Eigenart  

auf Grund der städtebaulichen Gestalt für das Gebiet „Leipziger Straße“ 

im Bezirk Mitte von Berlin
Vom 30. Juni 2020

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 30 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung 
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs vom 6. Dezember 2017 (GVBl. 
S. 664), wird verordnet: 

§ 1 
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für das in der anliegenden Karte im Maßstab 
1:5000 mit einer Linie eingegrenzte Gebiet zwischen Charlotten-
straße, Kronenstraße mit Verlängerung bis zur Niederwallstraße, 
Niederwallstraße und Leipziger Straße entlang des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplanverfahrens 1-2ab; gleichzeitig Grenze des Ge-
bietes von außergewöhnlicher stadtpolitischer Bedeutung gemäß § 9 
Absatz  1 AGBauGB; östliche Bauflucht der Gebäude Leipziger 
Str. 46, 47, Krausenstraße, Parallele im Abstand von 85 m westlich 
des Hochhauses Leipziger Str.  41, Leipziger Straße, Charlotten
straße im Bezirk Mitte von Berlin. Die Karte ist Bestandteil dieser 
Verordnung. Die Innenkante der Linie bildet die Gebietsgrenze. 

§ 2 
Gegenstand der Verordnung

Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund 
seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in dem in § 1 bezeichneten 
Gebiet der Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die 
Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. Die Genehmigung 
zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung baulicher 
Anlagen darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein 
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts-
bild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von 
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer 
Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen An-
lage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des 
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.  

§ 3 
Zuständigkeit

Die Genehmigung wird durch das Bezirksamt Mitte von Berlin 
erteilt.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage innerhalb des Geltungsbereichs dieser 
Verordnung ohne die dafür nach §  2 erforderliche Genehmigung 
rückbaut oder ändert, handelt gemäß §  213 Absatz  1 Nummer  4 

BauGB ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 2 BauGB mit 
einer Geldbuße belegt werden. 

§ 5 
Ausnahmen 

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Num-
mer 2 BauGB bezeichneten Zwecken dienen, und nicht auf die in 
§ 26 Nummer 3 BauGB bezeichneten Grundstücke. Das Bezirksamt 
Mitte von Berlin unterrichtet die Bedarfsträger dieser Grundstücke 
von dieser Verordnung. Beabsichtigt ein Bedarfsträger dieser Grund
stücke ein Vorhaben im Sinne von § 2, hat er dies dem Bezirksamt 
anzuzeigen.

§ 6 
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BauGB bezeichnet 
sind, 

2.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges,  

3.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
AGBauGB enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit Verkündung dieser Verordnung gegen-
über dem Bezirksamt Mitte von Berlin schriftlich geltend machen. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz  1 genannten Fristen 
werden die in den Nummern 1 bis 3 genannten Verletzungen oder 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 BauGB und gemäß § 32 Absatz 2 
AGBauGB unbeachtlich. 

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 30. Juni 2020

Bezirksamt Mitte von Berlin

von  D a s s e l
Bezirksbürgermeisterin

G o t h e
Bezirksstadtrat für 

Stadtentwicklung, Soziales  
und Gesundheit
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nachteile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 
und 3 des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines 
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber 
dem Bezirksamt Lichtenberg von Berlin geltend machen; der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes 
nach Ablauf der in Satz  1 genannten Frist unbeachtlich. Die Be-
schränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung 
dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. Juli 2020

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Michael  G r u n s t
Bezirksbürgermeister

Kevin  H ö n i c k e
Bezirksstadtrat für  

Stadtentwicklung, Soziales, 
Wirtschaft und Arbeit

Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I 
S. 587) geändert worden ist, in Verbindung mit § 13 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2017 (GVBl. 
S. 664) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt Lichtenberg 
von Berlin:

§ 1
Für die Grundstücke Genslerstraße 14-15 (Flur 20, Flurstücke 543 

und 542) im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Alt-Hohenschönhausen, 
für die das Bezirksamt neben anderen Grundstücken die Aufstellung 
eines Bebauungsplans beschlossen hat, tritt eine Veränderungssper-
re gemäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Stadtent-
wicklung, Soziales, Wirtschaft und Arbeit, Stadtentwicklungsamt, 
Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bau- und Wohnungsauf-
sicht aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-

Verordnung
über die Veränderungssperre 11-104/32 

im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Alt-Hohenschönhausen
Vom 3. Juli 2020
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8.	 grundlegende Unternehmensdaten von privatrechtlichen Unter-
nehmen, an denen das Land Berlin beteiligt ist, und Daten über 
die wirtschaftliche Situation der durch das Land Berlin errichte-
ten rechtsfähigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts.

(2) Über Absatz 1 hinaus sollen Informationen, soweit diese in 
den Behörden der Berliner Verwaltung elektronisch gespeichert und 
in Sammlungen – wie etwa Tabellen und Listen – vorliegen, insbe-
sondere zu folgenden Themenfeldern bereitgestellt werden:
1.	 Bevölkerung und Gesellschaft,
2.	 Arbeit (Tarifentgelte, Tarifregister, Mindestlohn, Arbeitslosen-

statistiken),
3.	 Bildung, Kultur, Sport (Schulen, Volkshochschulen, Hochschu-

len, Sportanlagen, Sportentwicklungen, Sportstatistiken, kultu-
relle Einrichtungen, Gedenkstätten, Museen, Denkmalschutz, 
Bibliotheken, Religionsstätten),

4.	 Energie und Emissionen (Daten zu Verbrauch und Erzeugung 
von Strom, Anteil erneuerbarer Energien, Solaratlas, Energieat-
las, Windenergie- und Photovoltaikanlagen),

5.	 Entsorgung (Abfallwirtschaft, Straßenreinigung, Müllabfuhr-
zeiten, Recyclinghöfe, Containerstandorte),

6.	 Wissenschaft und Technologie (Forschungseinrichtungen, Uni-
versitäten),

7.	 Jugend und Familie (Einrichtungen der Kindertagesförderung: 
Krippen, Kitas, Spielplätze),

8.	 Gesundheit, Pflege (Krankenhäuser, Ärzteverzeichnis, Apothe-
ken, Notdienste),

9.	 Gleichstellung von Frauen und Männern (Gleichstellungsbe-
richte, Statistiken)

10.	Menschen mit Behinderungen
11.	 Integration (Migrationsdaten, Ausländerstatistiken, Geflüchtete),
12.	Haustierservices (Tierärzte, Tierheime, Tierpflege),
13.	Infrastruktur (Radwege, Toiletten, Briefkästen, Poststellen, 

Geldautomaten, Straßenverzeichnis, barrierefreier Zugang zu 
öffentlichen Einrichtungen),

14.	Kontrolle (Altenheime, Badegewässer, Brandschutz, Lebens-
mittel, Gaststätten),

15.	Kriminalität und öffentliche Sicherheit (polizeiliche Kriminal-
statistik, Verkehrsunfallstatistik),

16.	Ordnungsamt Online (Art und Anzahl von Bürgermeldungen, 
Bearbeitungszeiten) und Daten über Bürgerbeteiligung,

17.	Soziales,
18.	Stadt und Stadtplanung (Flächennutzungsplan, Stadtentwick-

lungsplanung, Bebauungspläne, Denkmallisten), Umwelt (Luft-
gütemessungen, Feinstaub, CO2, Pollen, Lärmpegel, Berliner 
Forsten, Gewässer, Seen, Badestellen),

19.	Veranstaltungen (Märkte, Straßenfeste, Konzerte),
20.	Verkehr (Straßen und Brücken in Berlin, Radverkehr, Fußver-

kehr, ÖPNV Daten, Straßenarbeiten, Verkehrsinformationen),

Auf Grund des § 13 Absatz 2 des E-Government-Gesetzes Berlin 
vom 30. Mai 2016 (GVBl. S. 282) verordnet der Senat:

§ 1  
Ziele

Informationen (Datenbestände), die die Behörden der Berliner 
Verwaltung in Erfüllung ihres öffentlichen Auftrags im Rahmen 
ihrer jeweiligen Zuständigkeit erstellt haben oder durch Dritte in 
ihrem Auftrag haben erstellen lassen, die in maschinenlesbaren For-
maten darstellbar und die nicht personenbezogen sind, sind nach 
Maßgabe der §§ 4 und 5 in einem zentralen Datenportal offen bereit-
zustellen.

§ 2  
Verpflichtete Behörden

Behörden der Berliner Verwaltung im Sinne des § 13 Absatz 1 
Satz  1 des E-Government-Gesetzes Berlin, die zur Bereitstellung 
von ihren Informationen verpflichtet sind, sind diejenigen, die in § 1 
des E-Government-Gesetzes Berlin genannt sind, insbesondere ge-
hören hierzu die Behörden der unmittelbaren Landesverwaltung (§ 2 
des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes).

§ 3  
Begriffsbestimmungen

(1) Informationen im Sinne des § 13 des E-Government-Gesetzes 
Berlin sind Kenntnisse über Sachverhalte oder Gegenstände. Sie 
werden aus Daten generiert und können auch in Form von Diensten 
(Anwendungen) bereitgestellt werden.

(2) Maschinenlesbare Dateiformate im Sinne des § 13 des E-Go-
vernment-Gesetzes Berlin sind so strukturiert, dass Hardware oder 
Softwareanwendungen bestimmte Daten, einschließlich einzelner 
Sachverhaltsdarstellungen und deren interner Struktur, automatisiert 
identifizieren, erkennen und extrahieren können. Die zulässigen 
maschinenlesbaren Dateiformate werden in der zentralen IKT-Ar-
chitektur gemäß §  21 Absatz  2 Satz  2 Nummer  3 des E-Govern-
ment-Gesetzes Berlin in der jeweils geltenden Fassung festgelegt.

§ 4  
Anwendungsbereich

(1) Die Informationen, die in maschinenlesbaren Formaten bereit-
zustellen sind, umfassen:
1.	 Statistiken für Landeszwecke und öffentliche Tätigkeitsberichte,
2.	 Geodaten,
3.	 Haushalts-, Stellen-, Bewirtschaftungs-, Organisations-, Ge-

schäftsverteilungs- und Aktenpläne,
4.	 Amtsblätter, wie etwa das Amtsblatt für Berlin,
5.	 Satzungen und Richtlinien, Verwaltungsvorschriften und Rund-

schreiben,
6.	 Gutachten und Studien ab einem Auftragswert von mehr als 

10.000,00 EUR unter Berücksichtigung der Ausnahmen nach 
§ 5 Absatz 2,

7.	 Ergebnisse von Messungen, Beobachtungen und sonstigen Er-
hebungen von Umwelteinwirkungen und

Verordnung
zur Bereitstellung von allgemein zugänglichen Datenbeständen (Open Data)  

durch die Behörden der Berliner Verwaltung 

(Open Data Verordnung – OpenDataV)
Vom 7. Juli 2020
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6.	 Gutachten und Dienstleistungen, die vertrauliche Geschäfts-
daten enthalten oder deren Veröffentlichung gegen die Ver-
schwiegenheitspflicht nach § 395 Aktiengesetz verstoßen würde.

(3) Personenbezogene Daten sind gemäß § 1 von der Bereitstel-
lung im Datenportal ausgenommen. Dies gilt nicht für
1.	 Namen der Verfasserinnen und Verfasser von Gutachten und 

Studien nach § 4 Absatz 1 Nummer 7,
2.	 Geodaten nach § 4 Absatz 1 Nummer 2, soweit sie nach Maß-

gabe der geltenden Datenschutzbestimmungen veröffentlicht 
werden dürfen,

3.	 personenbezogene Daten im Zusammenhang mit Subventions- 
und Zuwendungsvergaben nach § 4 Absatz 2 Nummer 23, soweit 
es sich um die Empfängerinnen oder Empfänger von Einzelförde-
rungen handelt; personenbezogene Daten in der Zweckbestim-
mung sind nicht zu veröffentlichen.

§ 6  
Bereitstellung

(1) Informationen sind dezentral von der jeweiligen erstellenden 
Behörde webbasiert, über die vorhandenen Schnittstellen im Daten-
portal nach Maßgabe der §§  1, 4 und 5 frei zugänglich bereitzu
stellen.

(2) Informationen können sowohl in ihrer ursprünglichen Form 
als auch in weiterverarbeiteter Form maschinenlesbar gemäß §  3 
Absatz 2 bereitgestellt werden. Tabellen und Listen sind vor ihrer 
Bereitstellung zu strukturieren. Soweit im Land Berlin anerkannte 
und gebräuchliche Standards zur Strukturierung der Informationen 
bestehen, insbesondere im Rahmen der aktuellen Fassung der zent-
ralen IKT-Architektur der Berliner Verwaltung, sind diese zu ver-
wenden. Dies gilt nicht für die Fälle des § 4 Absatz 2 und bei Un-
möglichkeit oder Unzumutbarkeit. Unzumutbarkeit nach Satz 4 liegt 
vor, wenn die Strukturierung der Informationen im Einzelfall einen 
unverhältnismäßigen Aufwand verursacht. Die Vorgaben der zentra-
len IKT-Architektur sind bindend. Eine sonstige Verpflichtung zur 
Vervollständigung oder Bearbeitung der Informationen allein zum 
Zwecke der Bereitstellung besteht nicht.

(3) Die Bereitstellung der Informationen erfolgt unverzüglich 
nach der Erstellung oder Verarbeitung, sofern der Zweck der Er-
stellung oder Verarbeitung dadurch nicht beeinträchtigt oder gefähr-
det wird, andernfalls unverzüglich nach Wegfall der Beeinträchti-
gung oder Gefährdung. Ist aus technischen oder sonstigen gewichti-
gen Gründen eine unverzügliche Bereitstellung nicht möglich, sind 
die Informationen unverzüglich nach Wegfall dieser Gründe bereit-
zustellen.

(4) Die in den Informationen enthaltenen Daten sind durch Meta-
daten gemäß des Standards „Data Catalogue Vocabulary Application 
Profile“ (DCAT-AP.de-Standard) in seiner jeweils aktuellen Fassung 
zu beschreiben.

(5) Eine Aktualisierung der auf dem Datenportal bereitgestellten 
Informationen erfolgt immer dann, wenn die zugrundeliegenden 
Daten bei der bereitstellenden Behörde in aktualisierter Form vor-
liegen. Bei Änderungen bereitgestellter Informationen soll mög-
lichst neben der Änderung die jeweilige Fassung für jeden Zeitpunkt 
abrufbar sein.

(6) Das Datenportal soll Schnittstellen wie z. B. CKAN oder  
D CAT-AP.de bereitstellen, die eine automatisierte Bereitstellung 
der Informationen den jeweiligen erstellenden Behörden ermögli-
chen.

§ 7  
Anforderungen an Verwaltungsabläufe und  

die technische Infrastruktur
(1) Werden Verwaltungsabläufe gemäß §  10 des E-Govern-

ment-Gesetzes Berlin neu gestaltet, sind auch die Abläufe einzube-
ziehen, mit denen Informationen gemäß dieser Rechtsverordnung 
im Datenportal bereitzustellen sind.

21.	Wirtschaft (Unternehmensregister, Förderdaten, Insolvenzen, 
Bruttowertschöpfung, Umsatz und Beschäftigung, umsatz-
steuerpflichtige Unternehmen, volkswirtschaftliche Statistiken, 
Importe und Exporte, Gewerbeanmeldungen, Gewerberegister),

22.	Wohnen (Wohngeld, Mietspiegel, Wohnungsneubau, Wohnungs-
bauförderung, Werteimmobilien, Grundstückpreise, städtische 
und landeseigene Wohnungsbaugesellschaften, Wohnungslosen-
hilfe, Wohnungslosenstatistik),

23.	Finanzen (Haushaltsplan, Zuwendungen sowie Aufträge des 
Landes Berlin) und

24.	Öffnungs- und Wartezeiten von Behörden der Berliner Verwal-
tung gemäß § 2.

(3) Neben den in Absatz 1 und 2 aufgeführten Informationen sol-
len auch Informationen maschinenlesbar auf dem Datenportal be-
reitgestellt werden, die die Behörden der Berliner Verwaltung im 
Rahmen der Beantwortung einer Anfrage ohnehin erstellt haben.

(4) Die Behörden der Berliner Verwaltung sollen ebenfalls alle 
Informationen, die sie bereits in anderer Form seit Inkrafttreten des 
E-Government-Gesetzes Berlin elektronisch veröffentlicht haben, in 
maschinenlesbaren Formaten auf dem Datenportal bereitstellen, so-
fern die Daten maschinenlesbar vorhanden sind.

(5) Es sind abgeschlossene und vollständige Informationen zu 
veröffentlichen; Zwischenstände und vorläufige Ergebnisse können 
bereitgestellt werden.

(6) Bei der Bereitstellung der Informationen sind Dateiformate zu 
verwenden, die gemäß § 3 Absatz 2 maschinenlesbar sind; die Vor-
gaben der IKT-Architektur sind einzuhalten.

§ 5  
Ausnahmen

(1) Informationen dürfen nicht bereitgestellt werden, wenn
1.	 an ihnen kein oder nur ein eingeschränktes Zugangsrecht auf 

Grund gesetzlicher Regelungen, insbesondere gemäß den §§ 5, 
9 bis 12 des Berliner Informationsfreiheitsgesetzes vom 15. Ok-
tober 1999 (GVBI. S. 561), das zuletzt durch Artikel 21 des Ge-
setzes vom 2. Februar 2018 (GVBI. S. 160) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, besteht oder ein Zugangsrecht 
erst nach der Beteiligung Dritter bestünde,

2.	 dadurch ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart wird 
oder den Betroffenen durch die Offenbarung ein nicht nur un-
wesentlicher wirtschaftlicher Schaden entstehen kann,

3.	 Urheberrechte oder verwandte Schutzrechte Dritter entgegen-
stehen und die Behörde zur Verfügung über die Daten nicht be-
rechtigt ist,

4.	 sie nachteilige Auswirkungen auf internationale Beziehungen, 
Verteidigungsbelange, die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
den Schutz des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwortung, 
die Informationssicherheit, die Durchführung von Gerichtsver-
fahren oder den Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren 
haben können oder

5.	 sie geeignet sind, den Bodenpreis unmittelbar zu beeinflussen.
(2) Folgende Gutachten sind von der Bereitstellung ausgenommen

1.	 Gutachten und Dienstleistungen für Einzelfälle, zum Beispiel 
arbeitsmedizinische Untersuchungen oder Laboruntersuchun-
gen von Produkten oder Bodenproben;

2.	 Gutachten und Dienstleistungen, bei denen eine Veröffentli-
chung aus datenschutzrechtlichen Gründen unzulässig wäre;

3.	 Gutachten und Dienstleistungen, die nur Einzelaspekte eines 
insgesamt noch nicht abgeschlossenen Themas erörtern;

4.	 Gutachten und Dienstleistungen, die lediglich der internen Mei-
nungsbildung des Senats im Vorfeld noch zu treffender Ent-
scheidungen dienen;

5.	 Gutachten und Dienstleistungen im Zusammenhang mit rechtli-
chen Auseinandersetzungen, wenn deren Veröffentlichung die 
Interessen des Landes beeinträchtigen würde;
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(2) Die bereitgestellten Informationen, einschließlich zugehöriger 
Metadaten, dürfen insbesondere
1.	 vervielfältigt, ausgedruckt, präsentiert, verändert, bearbeitet so-

wie an Dritte übermittelt werden;
2.	 mit eigenen Daten und Daten anderer zusammengeführt und zu 

selbstständigen neuen Datensätzen verbunden werden und
3.	 in interne und externe Geschäftsprozesse, Produkte und Anwen-

dungen in öffentlichen und nicht öffentlichen elektronischen 
Netzwerken eingebunden werden.

(3) Die bereitstellende Behörde prüft und entscheidet in jedem 
Einzelfall selbst, unter welchen Nutzungsbedingungen die jeweili-
gen Informationen bereitgestellt werden.

(4) Bei Vorliegen wichtiger Gründe, insbesondere wenn besonde-
re Rechtsvorschriften sowie vertragliche oder gesetzliche Rechte 
Dritter entgegenstehen, können die Informationen ausnahmsweise 
unter Nutzungsbedingungen bereitgestellt werden, die von den Ab-
sätzen 1 und 2 abweichen. Die Abweichungen sind im Einzelfall 
durch die bereitstellende Behörde aktenkundig zu begründen.

§ 10  
Keine qualitative Prüfung der Informationen;  

Haftungsausschluss
Die bereitstellenden Behörden der Berliner Verwaltung sind nicht 

verpflichtet, die bereitzustellenden Informationen auf Richtigkeit, 
Vollständigkeit, Plausibilität oder in sonstiger Weise zu prüfen. Für 
die Kompatibilität der bereit gestellten Informationen mit den Syste-
men der Nutzenden, die inhaltliche Richtigkeit, eine bestimmte 
Datenqualität, die dauerhafte Bereitstellung oder die Aktualität wird 
keine Haftung übernommen.

§ 11  
Datenschutz

Die gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz bleiben unbe-
rührt.

§ 12  
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des sechsten auf die Ver-
kündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin folgenden 
Kalendermonats in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2020

Der Senat von Berlin
Michael  M ü l l e r

Regierender Bürgermeister 
Ramona  P o p

Senatorin für Wirtschaft,  
Energie und Betriebe

(2) Bei Abschluss oder Anpassung von vertraglichen Regelungen 
mit Dritten, welche die Erhebung, Erstellung, Verarbeitung oder 
Nutzung von Informationen betreffen, soll darauf hingewirkt wer-
den, dass das Recht der betroffenen Behörde auf die uneinge-
schränkte öffentliche Bereitstellung dieser Informationen zur freien 
Weiterverwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 aufgenommen wird.

(3) Die zur Umsetzung von allgemein zugänglichen Datenbestän-
den (Open Data) notwendigen Anforderungen sind in der zentralen 
IKT-Architektur geregelt.

(4) Die Regelungen zur IKT-Steuerung nach dem 3. Abschnitt des 
E-Government-Gesetzes Berlin in der jeweils geltenden Fassung 
bleiben unberührt.

§ 8  
Open Data-Beauftragte

(1) Die Behörden der Berliner Verwaltung sollen für ihren Zu-
ständigkeitsbereich jeweils eine Open Data-Beauftragte oder einen 
Open Data-Beauftragten ernennen. Diese oder dieser nimmt insbe-
sondere die folgenden Aufgaben wahr:
1.	 Koordinierung und Unterstützung der Maßnahmen zu Open 

Data sowie Förderung der Bereitstellung innerhalb der Behörde,
2.	 zentrale Ansprechperson bei der Beantwortung von Fragen zu 

Open Data innerhalb der Behörde,
3.	 Unterstützung der Einhaltung der Open Data-Vorschriften,
4.	 Wahrnehmung des verwaltungsübergreifenden Austausches zu 

Open Data und Schnittstelle zur zentralen Verantwortlichen oder 
zum zentralen Verantwortlichen für Open Data des Landes Ber-
lin.

(2) Die für Wirtschaft zuständige Senatsverwaltung benennt eine 
zentrale Verantwortliche oder einen zentralen Verantwortlichen für 
Open Data, die oder der die Open Data-Beauftragten in den Berliner 
Behörden unterstützt und die Open Data-Aktivitäten des Landes 
Berlin koordiniert. Die Zuständigkeiten der IKT-Staatssekretärin 
oder des IKT-Staatssekretärs gemäß §  21 Absatz  2, insbesondere 
von § 21 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 des E-Government-Gesetzes 
Berlin, auf die freie Verfügbarkeit und Nutzbarkeit von öffentlichen 
Daten in maschinenlesbaren Formaten hinzuwirken bleibt hiervon 
unberührt.

§ 9  
Nutzungsbedingungen

(1) Informationen, einschließlich zugehöriger Metadaten, sind 
grundsätzlich für jede Zwecke kommerzieller und nichtkommerziel-
ler Nutzung entgeltfrei bereit zu stellen.
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entgelt- und zuwendungsfinanzierte Angebote haben entsprechend 
der spezifischen Anforderungen des jeweiligen Angebots ein indivi-
duelles Schutz- und Hygienekonzept zu erstellen und auf Verlangen 
der zuständigen Behörde vorzulegen. Satz 1 gilt nicht für Veranstal-
tungen im privaten oder familiären Bereich.

(2) Bei der Erstellung des Schutz- und Hygienekonzepts sind die 
einschlägigen Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts zum Infek-
tionsschutz in ihrer jeweiligen Fassung und die Vorgaben der jewei-
ligen Arbeitsschutzbehörden zu berücksichtigen. Wesentliche Ziele 
der zu veranlassenden Schutzmaßnahmen sind die Reduzierung von 
Kontakten, die Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Metern und 
der maximal für die jeweilige Fläche zugelassenen Personenzahl, 
die Steuerung des Zutritts und die Vermeidung von Warteschlangen 
sowie die ausreichende Belüftung im geschlossenen Raum. Aushän-
ge zu den Abstands- und Hygieneregeln sind gut sichtbar anzubrin-
gen.

(3) Näheres zu den Anforderungen an das Schutz- und Hygiene-
konzept einschließlich Vorgaben zu Auslastungsgrenzen oder Zu-
tritts- und Besuchsregelungen kann die jeweils zuständige Senats-
verwaltung im Einvernehmen mit der für Gesundheit zuständigen 
Senatsverwaltung in einem bereichsspezifischen Hygienerahmen-
konzept bestimmen.

(4) Absatz 1 bis 3 gilt nicht für Veranstaltungen gemäß § 6 Ab-
satz 3 Nummer 2 und 3.

§ 3  
Anwesenheitsdokumentation

(1) Über § 2 hinaus haben die Verantwortlichen für
1.	 Veranstaltungen,
2.	 Gaststätten,
3.	 Hotels,
4.	 Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und ähnliche 

Betriebe,
5.	 Kinos, Theater, Konzert- und Opernhäuser,
6.	 Dienstleistungsgewerbe im Bereich der körpernahen Dienstleis-

tungen,
7.	 den Sportbetrieb in gedeckten Sportanlagen einschließlich Hal-

lenbädern, in Fitness- und Tanzstudios und ähnlichen der Sport-
ausübung dienenden Räumen und für sportbezogene und ähnli-
che Freizeitangebote sowie für den Sportbetrieb im Freien nach 
§ 5 Absatz 7 Satz 2, Buchstabe b) bis g) und

8.	 staatliche, private und konfessionelle Hochschulen für Veran-
staltungsräume, in denen der Präsenzbetrieb durchgeführt wird,

eine Anwesenheitsdokumentation zu führen, soweit geschlossene 
Räume betroffen sind. Für Veranstaltungen im privaten oder familiä-
ren Bereich gilt die Pflicht zum Führen einer Anwesenheitsdoku-
mentation bei mehr als 20 zeitgleich anwesenden Personen.

(2) Die Anwesenheitsdokumentation darf ausschließlich zur in-
fektionsschutzrechtlichen Kontaktnachverfolgung genutzt werden 
und muss die folgenden Angaben enthalten:
1.	 Vor- und Familienname,
2.	 Telefonnummer,
3.	 vollständige Anschrift oder E-Mail-Adresse,
4.	 Anwesenheitszeit und
5.	 gegebenenfalls Platz- oder Tischnummer.

Auf Grund des §  32 Satz  1 des Infektionsschutzgesetzes vom  
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 19. Juni 2020 (BGBl.  I S. 1385) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung

Die SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung vom 23. Juni 2020 
(GVBl. S.  562), die durch Verordnung vom 26. Juni 2020 (GVBl. 
S. 570) geändert worden ist, wird wie folgt neu gefasst:

„1. Teil  
Grundsätzliche Pflichten, Schutz- und Hygieneregeln

§ 1 
Grundsätzliche Pflichten

(1) Jede Person ist angehalten, die physisch sozialen Kontakte zu 
anderen Menschen möglichst gering zu halten.

(2) Bei Kontakten zu anderen Menschen ist ein Mindestabstand 
von 1,5 Metern einzuhalten. Satz 1 gilt nicht, sofern eine körperliche 
Nähe unter 1,5 Metern nach den Umständen nicht zu vermeiden ist, 
insbesondere
1.	 bei der Erbringung von Tätigkeiten im Rahmen der Gesund-

heitsversorgung und Pflege einschließlich der Versorgung mit 
Heil-, Hilfs- und Pflegehilfsmitteln,

2.	 in der Kindertagesförderung im Sinne des § 22 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl.  I 
S.  2022), das zuletzt durch Artikel  16a des Gesetzes vom  
28. April 2020 (BGBl. I S. 960) geändert worden ist, in Schulen 
einschließlich der Einrichtungen des Zweiten Bildungsweges im 
Sinne des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), 
das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 11. Juni 2020 
(GVBl. S.  538) geändert worden ist, sowie in der beruflichen 
Bildung,

3.	 bei der Erbringung körpernaher Dienstleistungen oder
4.	 wegen der baulich bedingten Enge notwendigerweise von meh-

reren Personen zeitgleich zu nutzender Räumlichkeiten, zum 
Beispiel in öffentlichen Verkehrsmitteln oder Kraftfahrzeugen,

5.	 wenn ein Hygienerahmenkonzept nach § 2 Absatz 3 ausnahms-
weise eine Unterschreitung des Mindestabstandes von 1,5 Me-
tern vorsieht und andere Maßnahmen zur Gewährleistung des 
Infektionsschutzes vorhanden sind.

(3) Absatz 1 und 2 gelten nicht für Ehe- oder Lebenspartnerinnen 
und -partner, Angehörige des eigenen Haushalts und für Personen, 
für die ein Sorge- oder Umgangsrecht besteht, sowie im Umgang 
mit Schwerstkranken und Sterbenden.

§ 2 
Schutz- und Hygienekonzept

(1) Die Verantwortlichen für Veranstaltungen, in Betrieben und 
anderen Einrichtungen, insbesondere Unternehmen, Gaststätten, 
Hotels, Verkaufsstellen, Vergnügungsstätten, Kultur- und Bildungs-
einrichtungen, Stiftungen, Informations- und Beratungsstellen, Bil-
dungsangebote, Eingliederungsmaßnahmen nach dem Sozialgesetz-
buch, öffentlich geförderten Einrichtungen, Projekte und Maßnah-
men sowie für Vereine, Sportstätten, Krankenhäuser, Arztpraxen, 
Pflegeeinrichtungen einschließlich ambulanter Pflegedienste und 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung

Vom 21. Juli 2020
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Senatsverwaltung nach § 2 Absatz 3 festgelegten Hygiene- und In-
fektionsschutzstandards eingehalten werden. Satz 1 gilt nicht für in 
§ 1 Absatz 3 genannte Personen.

(2) Bei Versammlungen im Sinne von Artikel 8 des Grundgeset-
zes und Artikel 26 der Verfassung von Berlin hat die die Versamm-
lung veranstaltende Person ein individuelles Schutz- und Hygiene-
konzept zu erstellen, aus dem die vorgesehenen Maßnahmen zur 
Gewährleistung des Mindestabstands und der jeweils zu beachten-
den Hygieneregeln, wie erforderlichenfalls das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung oder der Verzicht auf gemeinsame Sprech-
chöre durch die Teilnehmenden während der Versammlung, sowie 
zur Gewährleistung der nach der nutzbaren Fläche des Versamm-
lungsortes zulässigen Teilnehmendenzahl bei der Durchführung der 
Versammlung hervorgehen. Die Versammlungsbehörde kann die 
Vorlage dieses Schutz- und Hygienekonzepts von der die Versamm-
lung veranstaltenden Person verlangen und beim zuständigen Ge-
sundheitsamt eine infektionsschutzrechtliche Bewertung des Kon-
zepts einholen. Bei der Durchführung der Versammlungen ist die 
Einhaltung des Schutz- und Hygienekonzepts von der Versamm-
lungsleitung sicherzustellen. § 17a Absatz 2 des Versammlungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 1978 
(BGBl.  I S.  1789), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom  
8. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2366) geändert worden ist, steht dem 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung zum Infektionsschutz nicht 
entgegen.

(3) Zugelassene Krankenhäuser dürfen planbare Aufnahmen, 
Operationen und Eingriffe unter der Voraussetzung durchführen, 
dass Reservierungs- und Freihaltevorgaben eingehalten werden und 
die Rückkehr in einen Krisenmodus wegen einer Verschärfung der 
Pandemielage jederzeit kurzfristig umgesetzt werden kann. Das 
Nähere hierzu bestimmt die für Gesundheit zuständige Senatsver-
waltung.

(4) Bei der Öffnung von Verkaufsstellen darf in geschlossenen 
Räumen pro 10 Quadratmetern Geschäftsraum nur höchstens eine 
Person eingelassen werden. Unterschreitet der Geschäftsraum eine 
Größe von 10 Quadratmetern, so darf jeweils nur eine Kundin oder 
ein Kunde eingelassen werden. Der Zutritt zu Kaufhäusern und Ein-
kaufszentren (Malls) ist vom Betreiber gesondert zu regulieren. 
Dabei gilt die Mindestfläche von 10 Quadratmetern je Person nach 
Satz 1 für alle dort befindlichen Verkaufsflächen. Aufenthaltsanreize 
in Kaufhäusern und Einkaufszentren (Malls) dürfen nicht geschaf-
fen werden.

(5) Für Publikums- und Wartebereiche in den Behörden, sonstigen 
öffentlichen Stellen des Landes Berlin und der landesunmittelbaren 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, mit Ausnahme der 
Gerichte, gilt Absatz 4 Satz 1 und 2 vorbehaltlich bereichsspezifi-
scher Zutrittsregelungen aus Gründen des Infektionsschutzes ent-
sprechend.

(6) In Gaststätten und Schankwirtschaften dürfen Speisen und 
Getränke nur an Tischen sowie sitzend an Theken und Tresen ver-
zehrt werden. Die Bestuhlung ist so vorzunehmen, dass zwischen 
Personen, die nicht unter die Ausnahme des § 1 Absatz 3 fallen, ein 
Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten wird. Abweichend von 
Satz 2 sowie § 1 Absatz 2 Satz 1 dürfen Gruppen von bis zu sechs 
Personen mit weniger als 1,5 Metern Abstand untereinander an 
einem Tisch sitzen. Im Freien kann der Mindestabstand nach Satz 2 
unterschritten werden, sofern der Schutz vor Tröpfcheninfektionen 
und Aerosolen sichergestellt ist. Im Abstandsbereich dürfen sich 
keine Personen aufhalten. Ein verstärktes Reinigungs- und Desin-
fektionsregime ist sicherzustellen.

(7) Sport darf vorbehaltlich des Satzes 2 nur kontaktfrei und unter 
Einhaltung der Abstandsregelungen nach §  1 Absatz  2 erfolgen. 
Soweit es für die reine Sportausübung zwingend erforderlich ist, gilt 
die Beschränkung des Satz 1 nicht:
a)	 für den Personenkreis gemäß § 1 Absatz 3,
b)	 für Kaderathletinnen und -athleten, Bundesligateams und Profi-

sportlerinnen und Profisportler,
c)	 für Mannschafts- und Gruppensport in festen Trainingsgruppen 

von höchstens 30 Personen einschließlich des Funktionsteams,

Die Anwesenheitsdokumentation nach Satz 1 ist für die Dauer von 
vier Wochen nach Ende der Veranstaltung oder Inanspruchnahme 
einer Dienstleistung geschützt vor Einsichtnahme durch Dritte auf-
zubewahren oder zu speichern und der zuständigen Behörde auf 
Verlangen auszuhändigen, wenn festgestellt wird, dass eine Person 
zum Zeitpunkt der Veranstaltung, des Besuchs oder der Inanspruch-
nahme der Dienstleistung krank, krankheitsverdächtig, ansteckungs-
verdächtig oder Ausscheiderin oder Ausscheider im Sinne des Infek-
tionsschutzgesetzes war. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist ist 
die Anwesenheitsdokumentation zu löschen oder zu vernichten.

(3) Absatz 1 gilt nicht für Veranstaltungen gemäß § 6 Absatz 3 
Nummer 2 und 3.

§ 4 
Mund-Nasen-Bedeckung

(1) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist in geschlossenen Räumen 
zu tragen
1.	 von Fahrgästen und von nicht fahrzeugführendem Personal bei 

der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel einschließlich der 
Bahnhöfe, Flughäfen und Fährterminals sowie sonstiger Fahr-
zeuge mit wechselnden Fahrgästen,

2.	 von Kundinnen und Kunden in Einzelhandelsgeschäften aller 
Art sowie in Handwerks-, Dienstleistungs- und anderen Gewer-
bebetrieben mit Publikumsverkehr, in Dienstleistungs- und 
Handwerksbetrieben im Bereich der körpernahen Dienstleistun-
gen wie insbesondere Friseurbetriebe, Kosmetikstudios, Massa-
gepraxen, Tattoo-Studios und ähnlichen Betrieben, auch von 
körpernah tätigem Personal,

3.	 in Gaststätten von Personal mit Gästekontakt und Gästen, so-
weit sie sich nicht auf ihrem Sitzplatz aufhalten,

4.	 von Besucherinnen und Besuchern in Kinos, Theatern, Konzert- 
und Opernhäusern, Bibliotheken, Archiven, Spielhallen, Spiel-
banken, Wettvermittlungsstellen und ähnlichen Betrieben, so-
weit sie sich nicht auf ihrem Sitzplatz aufhalten, in Museen, 
Gedenkstätten und ähnlichen Kultur- und Bildungseinrichtun-
gen,

5.	 in Arztpraxen und anderen Gesundheitseinrichtungen von Pa-
tientinnen und Patienten sowie ihren Begleitpersonen unter der 
Voraussetzung, dass die jeweilige medizinische Behandlung 
dem nicht entgegensteht,

6.	 in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen von Besucherinnen 
und Besuchern sowie von Patientinnen und Patienten bezie-
hungsweise Bewohnerinnen und Bewohnern, sofern sie sich 
außerhalb ihres Zimmers aufhalten oder Besuch empfangen,

7.	 in gedeckten Sportanlagen einschließlich Hallenbädern, Fitness- 
und Tanzstudios und ähnlichen der Sportausübung dienenden 
Räumen, außer während der Sportausübung und

8.	 in der beruflichen Bildung und der allgemeinen Erwachsenen-
bildung bei notwendiger Unterschreitung des Mindestabstands 
von 1,5 Metern.

(2) Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gilt 
nicht für
1.	 Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr,
2.	 Personen, die auf Grund einer gesundheitlichen Beeinträchti-

gung oder einer Behinderung keine Mund-Nasen-Bedeckung 
tragen können,

3.	 Personen, bei denen durch andere Vorrichtungen die Verringe-
rung der Ausbreitung übertragungsfähiger Tröpfchenpartikel be-
wirkt wird oder

4.	 gehörlose und schwerhörige Menschen und Personen, die mit 
diesen kommunizieren, sowie ihre Begleitpersonen.

§ 5 
Weitere Hygiene- und Schutzregeln  

für besondere Bereiche
(1) In geschlossenen Räumen darf gemeinsam nur gesungen wer-

den, wenn die im Hygienerahmenkonzept der für Kultur zuständigen 
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Bundestages, seiner Fraktionen und Ausschüsse, des Bundesra-
tes und seiner Ausschüsse, des Abgeordnetenhauses, seiner 
Fraktionen und Ausschüsse, des Europäischen Rates, des Rates 
der Europäischen Union, der Europäischen Kommission, der 
Bundesregierung, des Senats von Berlin, des Rats der Bürger-
meister und seiner Ausschüsse, des Verfassungsgerichtshofes 
von Berlin, der Bezirksverordnetenversammlungen, ihrer Frak-
tionen und Ausschüsse sowie der Auslandsvertretungen, der Or-
gane der Rechtspflege, der Organe, Gremien und Behörden der 
Europäischen Union, der internationalen Organisationen, des 
Bundes und der Länder und anderer Stellen und Einrichtungen, 
die öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen, und

4.	 Parteiversammlungen sowie Versammlungen von Wählerge-
meinschaften, wenn sie auf Grund der Vorschriften des Parteien-
gesetzes vorgeschrieben oder zur Vorbereitung der Teilnahme an 
allgemeinen Wahlen erforderlich sind.

§ 7 
Verbote

(1) Tanzlustbarkeiten und ähnliche Unternehmen im Sinne der 
Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Fe-
bruar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1403) geändert worden ist, dürfen in 
geschlossenen Räumen nicht für den Publikumsverkehr geöffnet 
werden.

(2) Gaststätten mit der besonderen Betriebsart Diskotheken und 
ähnliche Betriebe im Sinne des Gaststättengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3418), 
das zuletzt durch Artikel  14 des Gesetzes vom 10. März 2017 
(BGBl. I S. 420) geändert worden ist, dürfen in geschlossenen Räu-
men nicht für den Publikumsverkehr geöffnet werden. Sie dürfen 
Speisen und Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle, zur Abholung 
oder zur Lieferung anbieten. Auch in anderen Gaststätten sind Tanz-
veranstaltungen nicht zulässig.

(3) Saunen, Dampfbäder und ähnliche Einrichtungen sind ge-
schlossen zu halten. Entsprechende Bereiche in Hotels, Fitnessstu-
dios und ähnlichen Einrichtungen sind ebenfalls geschlossen zu 
halten. Satz 1 gilt nicht für Trockensaunen; Aufgüsse in Trocken-
saunen sind verboten.

(4) Die Erbringung sexueller Dienstleistungen mit Körperkontakt 
ist untersagt. Prostitutionsgewerbe im Sinne des Prostituierten-
schutzgesetzes vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), das zuletzt 
durch Artikel  182 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl.  I 
S. 1328) geändert worden ist, dürfen weder für den Publikumsver-
kehr geöffnet werden noch ihre Dienste außerhalb ihrer Betriebs-
stätte erbringen.

(5) Staatliche, private und konfessionelle Hochschulen führen 
ihren Lehrbetrieb bis einschließlich 30. September 2020 in der Re-
gel mit Online-Formaten durch. Präsenzlehrveranstaltungen, Praxis-
formate und Prüfungen können unter Beachtung der grundsätzlichen 
Pflichten sowie der Schutz- und Hygieneregeln nach Teil 1 durch-
geführt werden.

(6) Werkstätten, Tages- und Tagesförderstätten für Menschen mit 
Behinderungen dürfen bis einschließlich 30. September 2020 nicht 
vollumfänglich öffnen. Die Leistungserbringung ist nur gestattet, 
wenn die Menschen mit Behinderung einer Wiederaufnahme der 
Leistungserbringung zugestimmt haben. In den Werkstätten für 
Menschen mit Behinderung ist die Zahl der gleichzeitig genutzten 
Arbeits- und Betreuungsplätze auf bis zu 90 Prozent der am  
17. März 2020 in einer Werkstatt vorhandenen Plätze begrenzt. Die 
entgeltfinanzierten Leistungserbringer der Eingliederungshilfe und 
der Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
sind zur Abwendung von Gefahren für Mitarbeitende und Leistungs-
berechtigte befugt, das Personal abweichend von den Leistungsver-
einbarungen, insbesondere in anderen Angeboten einzusetzen, um 
die Versorgung der Leistungsberechtigten insgesamt sicherzustellen.

(7) In überwiegend öffentlich geförderten Theatern, Konzert- und 
Opernhäusern dürfen bis einschließlich 31. Juli 2020 öffentliche 

d)	 für Kampfsport in festen Trainingsgruppen von höchstens 4 Per-
sonen zuzüglich des Funktionsteams, wobei sich die Zahl der 
insgesamt zulässigen Trainingsgruppen nach der Vorgabe für die 
genutzte Sportanlage richtet,

e)	 für feste Tanz- und andere Sportpaare,
f)	 für die sportliche Nutzung von Segel- und Ruderbooten sowie 

Kanus, mit Ausnahme von Drachenbooten,
g)	 für Trainerinnen und Trainer sowie Sportlerinnen und Sportlern, 

soweit sie eine für die Sportausübung notwendige Hilfestellung 
leisten.

Die Verantwortlichen sind verpflichtet vor Beginn der Sporteinheit 
auf die Einhaltung des Schutz- und Hygienekonzepts nach § 2 Ab-
satz 1 hinzuweisen und für dessen Umsetzung Sorge zu tragen.

(8) Der Wettkampfbetrieb in kontaktfreien Sportarten ist zuläs-
sig, soweit er im Rahmen eines Nutzungs- und Hygienekonzeptes 
des jeweiligen Sportfachverbandes stattfindet. Gleiches gilt für den 
Wettkampfbetrieb der übrigen Sportarten ab dem 21. August 2020. 
Für deren überregionalen Ligenbetrieb wird der Wettkampfbetrieb 
ab dem 15. August 2020 zugelassen. Der Wettkampfbetrieb für die 
Qualifikation zu bestehenden, überregionalen Pokalwettbewerben 
im Kontaktsport kann vor dem 15. August 2020 nur nach Genehmi-
gung der für Sport zuständigen Senatsverwaltung erfolgen. Zu-
schauende sind unter Einhaltung der in § 6 festgeschriebenen Perso-
nenobergrenzen für zeitgleich Anwesende bei einer Veranstaltung, 
wobei die für den Spielbetrieb erforderlichen Personen bei der Be-
rechnung der Personenobergrenze berücksichtigt werden, ab dem 
21. August 2020 zulässig. Fan-Gesänge und Sprechchöre sind zu 
unterlassen. Die Schutz- und Hygienekonzepte von Veranstaltungs-
stätten können detailliertere Regelungen treffen.

(9) Schwimmbäder, Frei- und Strandbäder dürfen nur mit Ge-
nehmigung des örtlich zuständigen Gesundheitsamtes geöffnet 
werden.

(10) Im Bereich der Kindertagesförderung kann die für Jugend 
und Familie zuständige Senatsverwaltung in Fällen eines auf Grund 
der Infektionslage eingeschränkten Einsatzes von Fachpersonal in 
den Einrichtungen Näheres bestimmen, um dennoch die Betreu-
ungsumfänge unter Beachtung der Hygienevorgaben nach dem 
Kindertagesförderungsgesetz vom 23. Juni 2005 (GVBl. S.  322), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2020 (GVBl. 
S. 535) geändert worden ist, erfüllen zu können.

2. Teil  
Personenobergrenzen und Verbote

§ 6 
Personenobergrenzen bei Veranstaltungen

(1) Veranstaltungen im Freien mit mehr als 1 000 zeitgleich An-
wesenden sind bis einschließlich 31. August 2020 verboten. Vom 1. 
September bis zum Ablauf des 24. Oktober 2020 sind Veranstaltun-
gen im Freien mit mehr als 5 000 zeitgleich Anwesenden verboten.

(2) In geschlossenen Räumen sind Veranstaltungen bis einschließ-
lich 31. Juli 2020 mit mehr als 300 zeitgleich Anwesenden verboten. 
Vom 1. August bis zum Ablauf des 31. August 2020 sind Veranstal-
tungen in geschlossenen Räumen mit mehr als 500 zeitgleich An-
wesenden verboten. Vom 1. September bis zum Ablauf des  
30. September 2020 sind Veranstaltungen in geschlossenen Räumen 
mit mehr als 750 zeitgleich Anwesenden verboten. Vom 1. Oktober 
bis zum Ablauf des 24. Oktober 2020 sind Veranstaltungen in ge-
schlossenen Räumen mit mehr als 1 000 zeitgleich Anwesenden 
verboten.

(3) Absatz 1 und 2 gilt nicht für
1.	 religiös-kultische Veranstaltungen im Sinne des Artikel  4 des 

Grundgesetzes und Artikel 29 Absatz 1 der Verfassung von Ber-
lin,

2.	 Versammlungen im Sinne des Artikel 8 des Grundgesetzes und 
Artikel 26 der Verfassung von Berlin,

3.	 Veranstaltungen, einschließlich Sitzungen, des Europäischen 
Parlaments, seiner Fraktionen und Ausschüsse, des Deutschen 
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oder Bussen weniger als 72 Stunden in einem Staat nach § 8 
Absatz 4 aufgehalten haben oder sich zu diesem Zweck weniger 
als 48 Stunden im Land Berlin aufhalten.

(3) Von § 8 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen, die über 
ein ärztliches Zeugnis nebst aktuellem Laborbefund in deutscher 
oder in englischer Sprache verfügen, welches bestätigt, dass keine 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der zuständigen Be-
hörde auf Verlangen unverzüglich vorlegen. Das ärztliche Zeugnis 
nach Satz 1 muss sich auf eine molekularbiologische Testung auf 
das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
stützen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem sonstigen durch das Robert-Koch-Institut veröffentlichten 
Staat durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen worden ist. Das ärztli-
che Zeugnis nach Satz 1 ist für mindestens 14 Tage nach der Ein-
reise aufzubewahren.

(4) Über Absatz 1 bis 3 hinaus können in begründeten Fällen Be-
freiungen von § 8 Absatz 1 Satz 1 zugelassen werden, sofern dies 
unter Abwägung aller betroffenen Belange und epidemiologischer 
Aspekte vertretbar ist. In besonders dringenden Einzelfällen kann 
die für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung die Befreiung nach 
Satz 1 erteilen; das zuständige Gesundheitsamt wird darüber infor-
miert.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nur, soweit die dort bezeichneten 
Personen keine Symptome aufweisen, die auf eine Erkrankung mit 
COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des Ro-
bert-Koch-Instituts hinweisen. Treten binnen 14 Tagen nach Einrei-
se Symptome auf, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne 
der dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hin-
weisen, haben die Personen nach Absatz 2 bis 4 unverzüglich das 
zuständige Gesundheitsamt hierüber zu informieren.

(6) § 8 Absatz 2 gilt nicht für Personen, die sich nach ihrer Ein-
reise in das Land Berlin unmittelbar in staatlicher Unterbringung 
befinden, soweit die Verpflichtungen nach § 8 Absatz 2 durch eine 
andere Stelle wahrgenommen werden. Die Unterbringung in be-
hördlicher Betreuung hat unter Einhaltung der Vorgaben der für 
Gesundheit zuständigen Senatsverwaltung und des jeweils zuständi-
gen Gesundheitsamtes zu erfolgen.

§ 9a 
Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende  

aus dem Inland; Beobachtung
Die Regelungen des § 8 Absatz 1 bis 3 und § 9 gelten entspre-

chend für Personen, die aus dem Inland in das Land Berlin einreisen 
und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb von 14 Tagen vor 
Einreise in einer Risikoregion innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland aufgehalten haben. Eine Risikoregion im Sinne von 
Satz 1 ist eine Region in der im Zeitpunkt der Einreise in das Land 
Berlin ein erhöhtes Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 besteht. Die Einstufung als Risikoregion nach Satz 1 
erfolgt durch die für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung im 
Einvernehmen mit der Senatskanzlei und wird durch die für Ge-
sundheit zuständige Senatsverwaltung veröffentlicht.

4. Teil  
Schlussvorschriften

§ 10 
Einschränkung von Grundrechten

Durch diese Verordnung werden die Grundrechte der Freiheit der 
Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Versamm-
lungsfreiheit (Artikel 8 Absatz 1 des Grundgesetzes), der Freizügig-
keit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlich-
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

Veranstaltungen unabhängig von der Zahl der Teilnehmenden nicht 
stattfinden.

3. Teil  
Quarantänemaßnahmen

§ 8 
Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende  

aus dem Ausland; Beobachtung
(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus dem Aus-

land in das Land Berlin einreisen und sich zu einem beliebigen Zeit-
punkt innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem Risikogebiet 
nach Absatz 4 aufgehalten haben, sind verpflichtet, sich unverzüg-
lich nach der Einreise auf direktem Weg in die eigene Häuslichkeit 
oder eine andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich für einen 
Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzuson-
dern; dies gilt auch für Personen, die zunächst in ein anderes Land 
der Bundesrepublik Deutschland eingereist sind. Den in Satz 1 ge-
nannten Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören.

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind verpflichtet, 
unverzüglich das für sie zuständige Gesundheitsamt zu kontaktieren 
und auf das Vorliegen der Verpflichtungen nach Absatz 1 hinzuwei-
sen. Die von Absatz  1 Satz  1 erfassten Personen sind ferner ver-
pflichtet, beim Auftreten von Symptomen, die auf eine Erkrankung 
mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert-Koch-Instituts hinweisen, das zuständige Gesundheitsamt 
hierüber unverzüglich zu informieren.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 
Satz  1 erfassten Personen der Beobachtung durch das zuständige 
Gesundheitsamt.

(4) Risikogebiet im Sinne des Absatz 1 Satz 1 ist ein Staat oder 
eine Region außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, für welche 
zum Zeitpunkt der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland ein 
erhöhtes Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 besteht. Die Einstufung als Risikogebiet erfolgt durch das 
Bundesministerium für Gesundheit, das Auswärtige Amt und das 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat und wird durch 
das Robert-Koch-Institut veröffentlicht.

§ 9 
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne

(1) Von § 8 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen, die nur zur 
Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland oder in das Land 
Berlin einreisen; diese haben das Gebiet des Landes Berlin auf di-
rektem Weg unverzüglich zu verlassen. Die hierfür erforderliche 
Durchreise durch das Gebiet des Landes Berlin ist hierbei gestattet.

(2) Von § 8 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen,
1.	 die beruflich bedingt grenzüberschreitend andere Personen, Wa-

ren und Güter auf der Straße, der Schiene, per Schiff oder per 
Flugzeug transportieren und sich dafür weniger als 72 Stunden 
in einem Staat nach § 8 Absatz 4 aufgehalten haben oder sich zu 
diesem Zweck weniger als 48 Stunden im Land Berlin aufhal-
ten,

2.	 deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung
a)	 der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen,
b)	 der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung und 

Verwaltung des Bundes, der Länder und der Kommunen 
oder

c)	 der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen Union 
und internationaler Organisationen

zwingend notwendig ist; die zwingende Notwendigkeit ist durch 
den Dienstherrn oder Arbeitgeber zu prüfen und schriftlich zu 
bescheinigen, oder

3.	 die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder Busverkehrsunter-
nehmen oder als Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen 
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16.	entgegen § 5 Absatz 8 Satz 4 einen Wettkampfbetrieb für die 
Qualifikation zu bestehenden Pokalwettbewerben vor dem  
15. August 2020 ohne Genehmigung der für Sport zuständigen 
Senatsverwaltung durchführt,

17.	entgegen § 5 Absatz 9 als verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber eines Schwimmbades, Frei- oder Strand-
bades dieses ohne Genehmigung des zuständigen Gesundheits-
amtes öffnet,

18.	entgegen § 6 Absatz 1 als Verantwortliche oder Verantwortlicher 
einer Veranstaltung im Freien die Einhaltung der jeweils zuläs-
sigen Teilnehmendenzahl nicht gewährleistet und keine Ausnah-
me nach § 6 Absatz 3 vorliegt,

19.	entgegen § 6 Absatz 2 als Verantwortliche oder Verantwortlicher 
einer Veranstaltung in geschlossenen Räumen die Einhaltung 
der jeweils zulässigen Teilnehmendenzahl nicht gewährleistet 
und keine Ausnahme nach § 6 Absatz 3 vorliegt,

20.	entgegen § 7 Absatz 1 als verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber eine Tanzlustbarkeit oder ein ähnliches 
Unternehmen in geschlossenen Räumen für den Publikumsver-
kehr öffnet,

21.	entgegen §  7 Absatz  2 Satz  1 als verantwortliche Betreiberin 
oder verantwortlicher Betreiber eine Gaststätte mit der besonde-
ren Betriebsart Diskotheken und ähnliche Betriebe, die nicht 
ausschließlich Speisen und Getränke zum Verzehr an Ort und 
Stelle, zur Abholung oder Lieferung anbietet, in geschlossenen 
Räumen für den Publikumsverkehr öffnet,

22.	entgegen §  7 Absatz  2 Satz  3 als verantwortliche Betreiberin 
oder verantwortlicher Betreiber einer Gaststätte Tanzveranstal-
tungen in geschlossenen Räumen durchführt,

23.	entgegen § 7 Absatz 3 als verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber Saunen, Dampfbäder oder eine ähnliche 
Einrichtung öffnet und keine Ausnahme nach § 7 Absatz 3 Satz 3 
vorliegt,

24.	entgegen § 7 Absatz 3 als verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber Aufgüsse in Trockensaunen durchführt,

25. 	entgegen § 7 Absatz 4 sexuelle Dienstleistungen mit Körperkon-
takt in Anspruch nimmt,

26. 	entgegen § 7 Absatz 4 Satz 2 ein Prostitutionsgewerbe im Sinne 
des Prostituiertenschutzgesetzes betreibt,

27.	entgegen §  7 Absatz  6 Satz  1 als verantwortliche Betreiberin 
oder verantwortlicher Betreiber einer Werkstatt, Tages- und Ta-
gesförderungsstätte für Menschen mit Behinderungen vor dem 
30. September 2020 vollumfänglich öffnet und die Einhaltung 
der nach § 7 Absatz 6 Satz 3 jeweils zulässigen Teilnehmenden-
zahl nicht gewährleistet,

28.	entgegen § 7 Absatz 7 als verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber eines überwiegend öffentlich geförder-
ten Theaters, Konzert- oder Opernhauses öffentliche Veranstal-
tungen vor dem 31. Juli 2020 durchführt,

29.	entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 sich als Einreisende, Einreisender, 
Rückreisende oder Rückreisender aus einem Risikogebiet nach 
§ 8 Absatz 4 nach der Einreise nicht unverzüglich auf direktem 
Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete 
Unterkunft begibt, soweit keine Ausnahme nach § 9 Absatz 1 bis 
4 vorliegt,

30.	entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 sich als Einreisende, Einreisender, 
Rückreisende oder Rückreisender aus einem Risikogebiet nach 
§ 8 Absatz 4 nicht für einen Zeitraum von 14 Tagen nach der 
Einreise absondert, soweit keine Ausnahme nach § 9 Absatz 1 
bis 4 vorliegt,

31.	entgegen §  8 Absatz  1 Satz  2 als Einreisende, Einreisender, 
Rückreisende oder Rückreisender aus einem Risikogebiet nach 
§ 8 Absatz 4 in dem Zeitraum der Absonderung Besuch von Per-
sonen empfängt, die nicht zum eigenen Hausstand gehören,

32.	entgegen § 8 Absatz 1 Satz 2 eine Person, die der Verpflichtung 
zur Absonderung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 unterliegt, besucht,

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach 
§ 73 Absatz 1a Nummer 24 und Absatz 2 des Infektionsschutzgeset-
zes und dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 185 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. S. 1328) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach §  73 Absatz  2 zweiter 
Halbsatz des Infektionsschutzgesetzes mit einer Geldbuße von bis 
zu 25 000 Euro geahndet werden.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des 
Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	 entgegen § 1 Absatz 2 Satz 1 den Mindestabstand von 1,5 Me-

tern zu anderen als in § 1 Absatz 3 genannten Personen nicht 
einhält und keine Ausnahme nach § 1 Absatz 2 Satz 2, § 5 Ab-
satz 6 Satz 3, § 5 Absatz 7 Satz 2 oder § 5 Absatz 8 vorliegt,

2.	 entgegen § 2 Absatz 1 als Verantwortliche oder Verantwortlicher 
auf Verlangen kein Hygienekonzept vorlegt, soweit keine Aus-
nahme nach § 2 Absatz 4 vorliegt,

3.	 entgegen § 2 Absatz 2 Satz 3 als Verantwortliche oder Verant-
wortlicher keine Aushänge zu den Abstands- und Hygieneregeln 
gut sichtbar anbringt, soweit keine Ausnahme nach § 2 Absatz 4 
vorliegt,

4.	 entgegen § 3 Absatz 1 und 2 als Verantwortliche oder Verant-
wortlicher keine Anwesenheitsdokumentation führt, diese nicht 
für die Dauer von vier Wochen aufbewahrt oder sie auf Verlan-
gen der zuständigen Behörde nicht herausgibt, soweit keine 
Ausnahme nach § 3 Absatz 3 vorliegt,

5.	 entgegen § 4 Absatz 1 keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt und 
keine Ausnahme nach § 4 Absatz 2 vorliegt,

6.	 entgegen §  5 Absatz  1 in geschlossenen Räumen gemeinsam 
singt, ohne die im Hygienerahmenkonzept der für Kultur zustän-
digen Senatsverwaltung festgelegten Hygiene- und Infektions-
schutzstandards einzuhalten,

7.	 entgegen § 5 Absatz 2 als die Versammlung veranstaltende Per-
son kein Schutz- und Hygienekonzept erstellt oder dieses auf 
Verlangen der Versammlungsbehörde nicht vorlegt,

8.	 entgegen § 5 Absatz 2 als die Versammlung leitende Person die 
Einhaltung des Schutz- und Hygienekonzepts bei der Durchfüh-
rung der Versammlung nicht sicherstellt,

9.	 entgegen § 5 Absatz 4 Satz 1 und 2 als verantwortliche Betreibe-
rin oder verantwortlicher Betreiber einer Verkaufsstelle mehr als 
die nach der Fläche des Geschäftsraumes höchstens zulässige 
Personenanzahl einlässt,

10.	entgegen § 5 Absatz 4 Satz 3 und 4 als verantwortliche Betreibe-
rin oder verantwortlicher Betreiber eines Kaufhauses oder eines 
Einkaufszentrums (Mall) die Einhaltung der Zutrittsregelung 
bezogen auf die maximal für die jeweilige Fläche zugelassenen 
Personenanzahl nicht gewährleistet,

11.	 entgegen § 5 Absatz 6 als verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber einer Gaststätte oder einer Schankwirt-
schaft die Einhaltung der Hygiene- und Abstandsregeln nicht 
gewährleistet,

12. 	entgegen § 5 Absatz 7 Satz 1 Sport nicht kontaktfrei ausübt und 
keine Ausnahme nach § 5 Absatz 7 Satz 2 Buchstabe a) bis g) 
vorliegt,

13.	entgegen § 5 Absatz 8 Satz 1 und 2 den Wettkampfbetrieb ohne 
ein Nutzungs- und Hygienekonzept des jeweiligen Sportfach-
verbandes durchführt oder dessen Regeln nicht beachtet,

14.	entgegen § 5 Absatz 8 Satz 2 den Wettkampfbetrieb in nicht kon-
taktfreien Sportarten vor dem 21. August 2020 aufnimmt,

15.	entgegen § 5 Absatz 8 Satz 3 den Wettkampfbetrieb in überre-
gionalen Ligen vor dem 15. August 2020 aufnimmt,
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42.	entgegen § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 5 Satz 2 beim 
Auftreten von Krankheitssymptomen binnen 14 Tagen nach der 
Einreise, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der 
dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hin-
weisen, nicht unverzüglich das zuständige Gesundheitsamt in-
formiert.

§ 12 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft; sie tritt mit Ablauf 
des 24. Oktober 2020 außer Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die SARS-CoV-2-Ein-
dämmungsmaßnahmenverordnung vom 22. März 2020, verkündet 
am 22. März 2020 gemäß § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Ver-
kündung von Gesetzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 
1953 (GVBl. S. 106), das zuletzt durch Artikel V des Gesetzes vom 
9. November 1995 (GVBl. S. 794) geändert worden ist, und nach-
träglich im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin (GVBl. S. 220) 
bekanntgemacht worden ist, zuletzt geändert durch Verordnung vom 
16. Juni 2020, die ebenfalls gemäß § 2 Absatz 1 des Gesetzes über 
die Verkündung von Gesetzen und Rechtsverordnungen am 16. Juni 
2020 verkündet und nachträglich im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin (GVBl. S. 557) bekanntgemacht wurde, außer Kraft; für 
bis zu diesem Zeitpunkt auf Grund der SARS-CoV-2-Eindäm-
mungsmaßnahmenverordnung bereits eingeleitete Ordnungswidrig-
keitenverfahren ist die SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmen-
verordnung in der jeweils zum Tatzeitpunkt geltenden Fassung 
weiter anzuwenden.

(3) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Großveranstal-
tungsverbotsverordnung vom 21. April 2020, die am 21. April 2020 
nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung von Gesetzen 
und Rechtsverordnungen verkündet und nachträglich im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin (GVBl. S.  269) bekanntgemacht 
worden ist, zuletzt geändert durch Verordnung vom 28. Mai 2020, 
die ebenfalls gemäß § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung 
von Gesetzen und Rechtsverordnungen am 29. Mai 2020 verkündet 
und nachträglich im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin (GVBl. 
S. 518) bekanntgemacht worden ist, außer Kraft.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. Juli 2020

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister 

G e i s e l
Senator für die Senatorin  

für Gesundheit, Pflege und 
Gleichstellung

33.	entgegen §  8 Absatz  2 Satz  1 als Einreisende, Einreisender, 
Rückreisende oder Rückreisender aus einem Risikogebiet nach 
§ 8 Absatz 4 nicht unverzüglich das zuständige Gesundheitsamt 
kontaktiert und auf das Vorliegen der Verpflichtung zur Abson-
derung nach § 8 Absatz 1 hinweist, soweit keine Ausnahme nach 
§ 9 Absatz 6 vorliegt,

34.	entgegen §  8 Absatz  2 Satz  2 als Einreisende, Einreisender, 
Rückreisende oder Rückreisender aus einem Risikogebiet nach 
§ 8 Absatz 4 beim Auftreten von Krankheitssymptomen, die auf 
eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils ak-
tuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, nicht un-
verzüglich das zuständige Gesundheitsamt informiert, soweit 
keine Ausnahme nach § 9 Absatz 6 vorliegt,

35.	entgegen § 9 Absatz 5 Satz 2 beim Auftreten von Krankheits-
symptomen binnen 14 Tagen nach der Einreise, die auf eine Er-
krankung mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen 
Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, nicht unverzüg-
lich das zuständige Gesundheitsamt informiert.

36.	entgegen § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Satz 1 sich 
als Einreisende, Einreisender, Rückreisende oder Rückreisender 
aus einer Risikoregion nach § 9a Satz 2 und 3 nach der Einreise 
nicht unverzüglich auf direktem Weg in die eigene Häuslichkeit 
oder eine andere geeignete Unterkunft begibt, soweit keine Aus-
nahme nach § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 bis 4 
vorliegt,

37.	entgegen § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Satz 1 sich 
als Einreisende, Einreisender, Rückreisende oder Rückreisender 
aus einer Risikoregion nach § 9a Satz 2 und 3 nicht für einen 
Zeitraum von 14 Tagen nach der Einreise absondert, soweit kei-
ne Ausnahme nach § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 
bis 4 vorliegt,

38.	entgegen § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Satz 2 als 
Einreisende, Einreisender, Rückreisende oder Rückreisender 
aus einer Risikoregion nach § 9a Satz 2 und 3 in dem Zeitraum 
der Absonderung Besuch von Personen empfängt, die nicht zum 
eigenen Hausstand gehören,

39.	entgegen § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Satz 2 eine 
Person, die der Verpflichtung zur Absonderung nach § 9a Satz 1 
in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Satz 1 unterliegt, besucht,

40.	entgegen § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 2 Satz 1 als 
Einreisende, Einreisender, Rückreisende oder Rückreisender 
aus einer Risikoregion nach § 9a Satz 2 und 3 nicht unverzüglich 
das zuständige Gesundheitsamt kontaktiert und auf das Vorlie-
gen der Verpflichtung zur Absonderung nach § 9a Satz 1 in Ver-
bindung mit § 8 Absatz 1 hinweist, soweit keine Ausnahme nach 
§ 9a Satz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 6 vorliegt,

41.	entgegen § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 2 Satz 2 als 
Einreisende, Einreisender, Rückreisende oder Rückreisender 
aus einer Risikoregion nach § 9a Satz 2 und 3 beim Auftreten 
von Krankheitssymptomen, die auf eine Erkrankung mit  
COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert-Koch-Instituts hinweisen, nicht unverzüglich das zu-
ständige Gesundheitsamt informiert, soweit keine Ausnahme 
nach § 9a Satz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 6 vorliegt,
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